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Allgemeine Datenschutzbestimmungen 
Swiss Steel Group (03/2023)  
 
 
I. Allgemeine Regelungen und Verant-
wortlichkeit 
 
1. Diese Bestimmungen regeln die daten-
schutzrechtlichen Rahmenbedingungen 
zwischen uns und dem Verkäufer. Es gel-
ten die Begrifflichkeiten der DSGVO.   
2. Der Verkäufer wird von uns überlassene 
personenbezogene Daten im Einklang mit 
den jeweils gültigen Datenschutzbestim-
mungen und nur in dem Umfang für die 
Zwecke verarbeiten, wie zur Durchführung 
des Hauptvertrags erforderlich ist. Der Ver-
käufer wird uns personenbezogene aus 
seiner Verantwortlichkeit nur mit entspre-
chender Legitimation überlassen.  
3. Der Verkäufer kann datenschutzrechtlich 
sowohl als eigener, gemeinsamer Verant-
wortlicher oder als Auftragsverarbeiter ein-
zuordnen sein. Dies richtet sich danach, ob 
der Verkäufer im Kern der vertraglichen 
Leistungspflichten personenbezogene Da-
ten von uns weisungsgebunden verarbei-
tet.  
4. Nur soweit der Verkäufer als Auf-
tragsverarbeiter für uns tätig wird, gelten 
zusätzlich die folgenden Bestimmungen ab 
Ziffer 2; der Verkäufer wird insoweit als Auf-
tragnehmer und wir als Auftraggeber be-
zeichnet.  
5. Wenn die Parteien eine gesonderte Da-
tenschutzvereinbarung schließen, geht 
diese Datenschutzvereinbarung den hier 
genannten Bestimmungen vor.  
 
II. Gegenstand  
 
Der Inhalt der Auftragsverarbeitung ergibt 
sich aus dem Hauptvertrag und/oder einer 
diese Bestimmungen ergänzenden konkre-
tisierenden Beschreibung der Verarbei-
tungsaktivitäten.  
 
III. Weisungsgebundenheit 
 
1. Der Auftragnehmer darf die personenbe-
zogenen Daten des Auftraggebers nur im 
Rahmen dokumentierter Weisungen des 
Auftraggebers verarbeiten. Der Auftrag-
nehmer informiert den Auftraggeber 

unverzüglich, wenn er der Auffassung ist, 
dass eine Weisung gegen anwendbare Ge-
setze verstößt. Der Auftragnehmer darf die 
Umsetzung der Weisung so lange ausset-
zen, bis sie vom Auftraggeber bestätigt 
oder abgeändert wurde. 
2. Soweit der Auftragnehmer zu einer wei-
sungsunabhängigen Verarbeitung der per-
sonenbezogenen Daten nach dem Recht 
der Union oder eines Mitgliedstaates Daten 
verpflichtet ist, teilt er diese dem Auftragge-
ber mit, es sei denn das betreffende Recht 
verbietet eine solche Mitteilung wegen ei-
nes wichtigen öffentlichen Interesses.   
 
IV. Technischer Datenschutz  
 
1. Der Auftragnehmer wird angemessene 
technische und organisatorische Maßnah-
men zum Schutz der personenbezogenen 
Daten des Auftraggebers treffen. Dabei hat 
er den Stand der Technik, die Implementie-
rungskosten, Art und Umfang, die Um-
stände und die Zwecke der Verarbeitung 
sowie die unterschiedliche Eintrittswahr-
scheinlichkeit und Schwere des Risikos für 
die Rechte und Freiheiten natürlicher Per-
sonen zu berücksichtigen. Der Auftragneh-
mer stellt dem Auftraggeber auf Nachfrage 
ein aktuelles Datenschutz- und Sicherheits-
konzept für diese Auftragsverarbeitung zur 
Verfügung. 
2. Der Auftragnehmer wird ein Verfahren 
zur regelmäßigen Überprüfung der Wirk-
samkeit der technischen und organisatori-
schen Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Sicherheit der Verarbeitung einsetzen. Auf 
Anfrage wird er dem Auftraggeber die Ein-
zelheiten dieses Verfahrens mitteilen. 
3. Die Parteien können konkrete technische 
und organisatorische Maßnahme in einer 
diese Bestimmungen ergänzenden konkre-
tisierenden Beschreibung als für den Auf-
tragnehmer mindestens erforderlich verein-
baren. 
 
V. Gewährleistung der Vertraulichkeit  
 
Der Auftragnehmer wird sämtliche durch 
ihn zur Verarbeitung der personenbezoge-
nen Daten befugten Personen zur Vertrau-
lichkeit verpflichten, es sei denn diese un-
terliegen einer angemessenen gesetzli-
chen Verschwiegenheitspflicht. Die 
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Vertraulichkeitspflicht hat auch nach Been-
digung dieses Vertrags fortzubestehen. 
 
VI. Verletzung des Schutzes personen-
bezogener Daten 
 
1. Der Auftragnehmer unterrichtet den Auf-
traggeber unverzüglich und umfassend, 
wenn ihm Verletzungen des Schutzes per-
sonenbezogener Daten des Auftraggebers 
im Sinne des Art. 4 Ziff. 12 DSGVO bekannt 
werden. Der Auftragnehmer trifft unverzüg-
lich alle erforderlichen Maßnahmen zur Si-
cherung der Daten und zur Minderung 
möglicher nachteiliger Folgen der betroffe-
nen Personen.  
2. Ein Sachverhalt, der Verletzungen des 
Schutzes personenbezogener Daten be-
trifft, unterliegt der Vertraulichkeit und darf 
vom Auftragnehmer nicht mit Dritten geteilt 
werden, es sei denn der Auftraggeber 
stimmt in Textform zu.   
3. Der Auftragnehmer wird den Auftragge-
ber im erforderlichen Umfang bei der Erfül-
lung etwaiger Meldepflichten gegenüber 
Behörden oder Betroffener unterstützen, 
insbesondere wenn dafür notwendige Infor-
mationen ausschließlich innerhalb seiner 
Organisation verfügbar sind.    
 
VII. Löschung und Datenrückgabe   
 
1. Der Auftragnehmer hat nach Vertragsbe-
endigung alle personenbezogenen Daten 
des Auftraggebers nach dessen Wahl zu lö-
schen oder herauszugeben, sofern nicht 
nach dem Unionsrecht oder dem Recht der 
Mitgliedstaaten eine Verpflichtung zur 
Speicherung der personenbezogenen Da-
ten besteht. 
2. Soweit nicht anders vereinbart, berichtigt 
oder löscht der Auftragnehmer die perso-
nenbezogenen Daten entsprechend den 
Weisungen des Auftraggebers in daten-
schutzkonformer Art und Weise. Die Erfül-
lung der vorgenannten Pflichten ist vom 
Auftragnehmer auf Anforderung des Auf-
traggebers in geeigneter Weise nachzuwei-
sen.  
 
VIII.  Rechte betroffener Personen  
 
Der Auftragnehmer wird betroffene Perso-
nen unverzüglich an den Auftraggeber 

verweisen, wenn und soweit diese ihm ge-
genüber Rechte gem. Kapitel III der 
DSGVO geltend machen und der Auftrag-
geber datenschutzrechtlich Verantwortli-
cher für diese Ansprüche ist. Er wird sämt-
liche zur Beurteilung des Anspruchs not-
wendigen Informationen unverzüglich an 
den Auftraggeber weitergeben und diesen 
bei der Erfüllung dieser Ansprüche mit ge-
eigneten technischen und organisatori-
schen Maßnahmen unterstützen.     
 
IX. Nachweis und Audit 
 
1. Der Auftragnehmer weist dem Auftragge-
ber die Einhaltung für ihn in diesem Vertrag 
enthaltenen Pflichten auf dessen Anforde-
rung mit anerkannten Mitteln im erforderli-
chen Umfang nach. Kommt der Auftragneh-
mer einer solchen Aufforderung nicht inner-
halb von 12 Wochen nach, steht dem Auf-
traggeber ein außerordentliches Kündi-
gungsrecht des Hauptvertrags und dieses 
Vertrags zu, wenn er den Auftragnehmer 
unter Setzung einer Nachfrist von 4 Wo-
chen unter Hinweis auf die Kündigungs-
möglichkeit zur Erfüllung dieser Pflicht in 
Textform aufgefordert hat.    
2. Der Auftraggeber hat das Recht ein Vor-
Ort-Audit (Audit) beim Auftragnehmer 
durchzuführen oder durch im Einzelfall zu 
benennende Prüfer durchführen zu lassen. 
Der Auftraggeber ist berechtigt, sämtliche 
Orte zu überprüfen, an denen der Auftrag-
nehmer personenbezogene Daten des Auf-
traggebers verarbeitet. Sollte ein durch den 
Auftraggeber beauftragter Prüfer in einem 
Wettbewerbsverhältnis zu dem Auftragneh-
mer stehen, hat der Auftragnehmer gegen 
diesen ein Einspruchsrecht. 
3. Der Auftraggeber wird die Durchführung 
dieses Audits mindestens 48 Stunden vor-
her ankündigen, zu den üblichen Ge-
schäftszeiten durchführen und den Ge-
schäftsbetrieb des Auftragnehmers nur in 
dem Umfang beeinträchtigen, wie es für die 
Durchführung des Audits erforderlich ist.  
4. Der Auftraggeber kann gemeinsam und 
in Absprache mit dem Auftragnehmer die 
hier beschriebenen Kontrollrechte auch bei 
zur Ausführung der hier geregelten Verar-
beitung eingeschalteten Subauftragneh-
mern wahrnehmen.  
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5. Der Auftragnehmer hat sämtliche auf-
sichtsrechtliche Maßnahmen zu dulden, die 
im Zusammenhang mit der hier vereinbar-
ten Verarbeitung erfolgen.   
 
X. Unterauftragsverarbeiter  
 
1. Der Einsatz von Unterauftragsverarbei-
tern ist zulässig, wenn diese im Hauptver-
trag oder an anderer Stelle in Textform ge-
nehmigt sind. Dem Auftraggeber steht ge-
genüber Veränderungen von Unterauf-
tragsverarbeitern ein Widerspruchsrecht 
zu; der Auftragnehmer wird den Auftragge-
ber so rechtzeitig und umfassend unterrich-
ten, dass dieser ausreichend Gelegenheit 
erhält den Sachverhalt und die Ausübung 
seines Widerspruchsrechts zu prüfen.   
2. Der Auftragnehmer wird mit jedem Auf-
tragsverarbeitern im erforderlichen Umfang 
Vereinbarungen treffen, um diesen Bestim-
mungen und den anwendbaren Vorschrif-
ten angemessene Datenschutzmaßnah-
men zu gewährleisten.  
 
XI. Datenschutz-Folgenabschätzung  
 
Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber 
alle erforderlichen Informationen zur Verfü-
gung stellen, soweit eine Verarbeitung, die 
Gegenstand dieser Vereinbarung ist, einer 
Pflicht zur Durchführung einer Daten-
schutz-Folgenabschätzung nach Art. 35 
DSGVO unterliegt oder eine Beurteilung 
der Durchführung einer solchen durchzu-
führen ist. Dies umfasst auch die Unterstüt-
zung bei der Bereitstellung von Informatio-
nen gegenüber einer Aufsichtsbehörde zur 
vorherigen Konsultation nach Art. 36 
DSGVO. 
 
XII. Abwehr von Ansprüchen  
 
Im Falle einer Inanspruchnahme des Auf-
traggebers durch eine betroffene Person 
hinsichtlich etwaiger Ansprüche nach Art. 
82 DSGVO, wird der Auftragnehmer den 
Auftraggeber bei der Abwehr des Anspru-
ches im erforderlichen Umfang unterstüt-
zen. 
 
XIII. Verarbeitungsort  
 

Die Verarbeitung der Daten findet aus-
schließlich im EWR oder einem Land statt, 
für das ein Angemessenheitsbeschluss der 
EU-Kommission besteht. Jede Verlagerung 
in ein Drittland bedarf der vorherigen Zu-
stimmung des Auftraggebers in Textform 
und darf nur erfolgen, wenn durch den Auf-
tragnehmer die Bedingungen des Kapitel V 
und die sonstigen Bedingungen der 
DSGVO eingehalten werden.  
 
XIV. Laufzeit  
 
Die Laufzeit dieser Bestimmungen richten 
sich nach der Laufzeit des Hauptvertrags. 
Die gesetzlichen Rechte zur außerordentli-
chen Kündigung bleiben unberührt.   
 

 

 

 

 


